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Forderungen zur Landtagwahl in NRW 2027 
von der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft NRW  

Für eine zukunftsfähige, bäuerliche Landwirtschaft in NRW 

Die bäuerliche Landwirtschaft in NRW steht vielfach unter Druck. Klimakrise, Artensterben, 

Energiekrisen, steigende Kosten auf der einen und höhere Tierwohl- und 

Umweltanforderungen sowie maximaler Preisdruck in einem immer stärker konzentrierten 

Markt auf der anderen Seite. Extremtemperaturen, lange Dürrezeiten, Starkregenereignisse 

und Überflutungen nehmen auch in NRW spürbar zu und bedrohen unsere Ernten sowie die 

Existenz vieler Betriebe und damit unsere Ernährungssicherheit.  

Es ist daher fundamental, dass wir die Klimaziele, entsprechend den Erkenntnissen der 

Klimaforschung, laufend nachschärfen und prioritär die Klimaschutz- und 

Klimaanpassungsmaßnahmen vorantreiben. Vor diesem Hintergrund muss auch der 

Flächenverbrauch sofort drastisch reduziert werden, maximal 2 Hektar pro Tag in NRW.  

Denn gerade die Landwirtschaft, die reich an Strukturen, Hecken, Bäumen, Rainen und 

wertvollem Grün- und Weideland ist, und durch Schwammlandwirtschaft Wasserkreisläufe 

stabilisiert, die zudem mit Wind, Sonne und Biogas klimafreundliche unabhängige Energie 

erzeugt, ist bedeutend für die Lösung der Klimakrise.  

Bäuerinnen und Bauern sind nicht nur Lebensmittelproduzenten, sondern auch 

Landschaftspfleger, Kulturträger, Klimaschützer, Energieerzeuger, Arbeitgeber, Artenschützer, 

Wasserschützer, u.v.m. und damit ein wichtiges Fundament lebendiger ländlicher Räume. Ihre 

Leistungen müssen entsprechend anerkannt, gefördert und honoriert werden. Diese Prinzipien 

müssen Grundlage der Politik in NRW werden.  

Für entsprechende Regelungen auf EU- und Bundesebene muss sich NRW aktiv einsetzen: 

Öffentliche Gelder müssen konsequent an öffentliche Leistungen geknüpft werden, sodass 

Umwelt-, Tierwohl- und Klimaleistungen fair honoriert werden. Reine Flächenprämien müssen 

schrittweise reduziert und abgeschafft werden. Kleinere Betriebe müssen besser unterstützt 

werden, denn jeder Hof zählt für eine resiliente Ernährungssicherung. Skalierungsvorteile sehr 

großer Betriebe müssen bspw. über degressive Komponenten berücksichtigt werden.  

Eine zukünftige Landesregierung muss sich zudem klar dafür einsetzen, dass gentechnikfreie 

Lebensmittel auch weiterhin möglich bleiben – mit strengen Risikoprüfungen und verbindlicher 

Kennzeichnung aller gentechnisch veränderten Pflanzen. Das Land NRW muss sich klar für 

Gentechnikfreiheit in NRW aussprechen. Bspw. könnte das Logo „NRW is(s)t gut!“ auch 

Gentechnikfreiheit beinhalten.  

Zudem sind faire Marktregeln unerlässlich, damit die Wertschöpfung auch auf den Höfen 

ankommt und nicht bei wenigen großen Lebensmittelkonzernen wie dem gerade genehmigten 

Zusammenschluss der Großmolkereien Arla und DMK verbleibt. 

http://www.abl-nrw.de/
mailto:nrw@abl-ev.de
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Das Wichtigste im Überblick 

Unsere Kernforderungen an die Landespolitik in Nordrhein-Westfalen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

1 Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen priorisieren und 

vorantreiben  

2 Flächenverbrauch drastisch begrenzen und landwirtschaftliche Flächen 

schützen   

4 
Das Agrarinvestitionsförderprogramm NRW (AFP) finanziell ausreichend 

ausstatten und zielführend überarbeiten 

5 Mehr öffentliches Geld für öffentliche Leistungen  

6 Regionale Wertschöpfung stärken 

7 Weidetierhaltung stärken, Weidetiere besser schützen 

3 Tierwohl angemessen honorieren, Umbau der Tierhaltung fördern 

Eine vielfältige, bäuerliche Landwirtschaft ist die Grundlage für Ernährungssicherheit, 

Klima- und Naturschutz sowie lebendige ländliche Räume. 

8 Umweltschonenden Pflanzenschutz und Düngung besser unterstützen 

https://www.abl-nrw.de/startseite
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Unsere Forderungen an die NRW-Landespolitik 

1. Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen priorisieren und 

vorantreiben 

• Die Klimaziele müssen entsprechend den wissenschaftlichen Erkenntnissen 

eingehalten und angesichts der fortschreitenden Klimakrise nachgeschärft 

werden. Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen sind konsequent zu 

priorisieren und voranzutreiben, um auch künftig bäuerliche Landwirtschaft in NRW 

betreiben zu können.  

• Die Energiewende muss ambitioniert fortgeführt werden, heimische Biogasanlagen 

sollten anstelle fossiler Gaskraftwerke ertüchtigt werden, um die Stromlücken zu 

schließen. 

 

 

2. Flächenverbrauch drastisch begrenzen und landwirtschaftliche 

Flächen schützen  

• Landwirtschaftlicher Boden ist Grundlage bäuerlicher Existenzen und regionaler 

Lebensmittelversorgung. Deshalb braucht NRW ein Gesetz zum Schutz der 

bäuerlichen Landwirtschaft. Ziel muss ein fairer Zugang zu Flächen für aktiv 

wirtschaftende Betriebe, Hofnachfolger und Existenzgründungen sein – statt 

Bodenspekulation und Flächenkonzentration. Verkäufe landwirtschaftlicher Flächen 

sollen untersagt werden können, wenn überhöhte Kaufpreise oder 

marktbeherrschende Strukturen entstehen. Auch außerlandwirtschaftliche Investoren 

und sogenannte Share Deals müssen stärker reguliert werden. Landesflächen 

müssen bevorzugt an ortsansässige, bäuerliche nachhaltig wirtschaftende Betriebe 

verpachtet werden. Die Verpachtung muss dabei gemeinwohlorientiert erfolgen, nach 

dem AbL-Kriterienkatalog „Gemeinwohlorientierte Verpachtung“. 

• Der hohe Flächenverbrauch in NRW ist für die bäuerliche Landwirtschaft und unsere 

Ernährungssicherung ein enormes Problem. Pacht- und Kaufpreise in NRW steigen 

auf Höchstniveaus. „Landwirtschaftliche Kernräume“ im LEP zu benennen, greift 

hierfür zu kurz. Es braucht ein eigenes Planzeichen für sämtliche 

landwirtschaftlichen Flächen im LEP, um dem Schutzbedarf der Flächen gerecht zu 

werden. Wir fordern die Begrenzung des Flächenverbrauchs per sofort auf 2 ha am 

Tag und mittelfristig auf 0 ha am Tag. Es gibt viele Möglichkeiten, diese Ziele zu 

erreichen: keine neuen Baugebiete im Außenbereich, intelligente Innenverdichtung, 

Umbau statt Neubau (Umnutzungen, Dachgeschossausbau, Bauen in die Höhe, 

https://www.abl-nrw.de/startseite
http://www.abl-nrw.de/
mailto:nrw@abl-ev.de
https://www.abl-ev.de/fileadmin/Dokumente/AbL_ev/Publikationen/2022_AbL_Gemeinwohlverpachtung.pdf
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Hausteilungen), Entsiegelung, Nutzung alter Industriebrachen, Straßensanierung statt 

Neubau, kein Bau weiterer Ortsumgehungen, u.v.m. 

• Wir fordern auf landwirtschaftlichen Flächen grundsätzlich Agri-PV statt Freiflächen-

PV, mit klaren Kriterien zur landwirtschaftlichen Nutzung. Gleichzeitig müssen PV-

Anlagen auf landwirtschaftlichen Gebäuden und versiegelten Flächen stärker 

gefördert werden, um den Druck auf wertvolle Böden zu verringern. Die Politik muss 

endlich konsequent handeln, denn es geht um wertvolle Böden für unsere 

Ernährungssicherung. 

• Der Einstieg in die Landwirtschaft wird für junge Menschen und Quereinsteiger immer 

schwieriger, durch fehlenden Zugang zu Land und hohe Bodenpreise und 

Investitionskosten. Deshalb fordern wir die Einführung einer landeseigenen, 

konzeptbasierten Existenzgründungs- und Hofübernahmeprämie für 

Junglandwirt*innen / Neueinsteiger und die Bereitstellung ausreichender Mittel.  
 

 

3. Tierwohl angemessen honorieren, Umbau der Tierhaltung fördern 

• Nach dem Aus des BUT (Bundesprogramm Umbau der Tierhaltung für Schweine) 

muss das Land NRW jetzt, ggf. über das Agrarinvestitionsförderprogramm, 

ausreichend Mittel bereitstellen, um den schweine- und insbesondere den 

sauenhaltenden Betrieben eine echte Perspektive zu geben. Dabei sind neben den 

Investitionen auch die laufenden Mehrkosten entsprechend den jetzigen Vorgaben 

des BUT zu fördern. Wir stehen zu den Ergebnissen der Borchert Kommission und 

der ZKL (Zukunftskommission Landwirtschaft) und fordern NRW auf, sich für die 

Umsetzung der Ergebnisse einzusetzen.  

• Die seit vielen Jahren in NRW bewährten Fördermöglichkeiten für die 

Sommerweidehaltung sollen beibehalten, finanziell aufgestockt und auf weitere 

Tierarten ausgeweitet werden. Eine regelmäßige, öffentlich zugängliche Evaluation 

aller Tierwohl-Fördermaßnahmen ist zu etablieren.  

  

https://www.abl-nrw.de/startseite
http://www.abl-nrw.de/
mailto:nrw@abl-ev.de


 

AbL NRW e.V. Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm | www.abl-nrw.de | nrw@abl-ev.de 5 

4. Das Agrarinvestitionsförderprogramm NRW (AFP) finanziell 

ausreichend ausstatten und zielführend überarbeiten 

Mit dem AFP werden seit Jahrzehnten Investitionen von Landwirtschaft und Gartenbau in 

NRW, v.a. in Gebäude und Betriebsvorrichtungen, finanziell gefördert. Ziel des 

Programms ist die Unterstützung einer wettbewerbsfähigen, nachhaltigen, besonders 

umwelt- und klimaschonenden, tiergerechten, multifunktionalen und witterungsbedingten 

Risiken vorbeugenden Landwirtschaft. Intensive Tierhaltung sowie große 

Tierhaltungsanlagen sollen explizit nicht gefördert werden.  

Dennoch hat das AFP in der Vergangenheit in NRW vor allem eine strukturlenkende 

Wirkung gehabt, indem es in vielen Fällen einzelbetriebliches Wachstum anschob, 

teilweise unter sehr hohem Fremdkapitaleinsatz der Betriebe.  

In den letzten zwei Jahren mussten erstmals zahlreiche Anträge aufgrund fehlender Mittel 

abgelehnt werden, wobei ein Ranking anhand eines nicht schlüssigen Punktesystems 

angewendet wurde. Damit wurde aus einem bisher für die Antragsteller kalkulierbaren 

Förderprogramm ein nicht planbares Roulettespiel. Gleichzeitig ist das Verfahren 

inzwischen bürokratisch hoch aufgebläht und muss für Investitionen von 20.000 Euro 

genauso aufwendig abgewickelt werden wie für Investitionen von 1,2 Mio. Euro und mehr.  

Wie oben bereits beschrieben, soll mit dem AFP künftig auch der von der 

Bundesregierung beschlossene Umbau der Tierhaltung finanziert werden, was die 

Knappheit der Mittel noch deutlich verschärfen wird.  

In dieser Situation ist es klug, die knappen Mittel zumindest gezielter als bisher zu 

verteilen. Dabei sollte der Fokus gemäß den gesellschaftlichen Herausforderungen auf 

einer Verbesserung der Umwelt- und Tiergerechtigkeit in einer bäuerlich strukturierten 

Landwirtschaft liegen.  

Die Landesregierung in NRW sollte das AFP daher künftig folgendermaßen modifizieren: 

• Um die in NRW noch vorhandenen bäuerlichen Strukturen zu erhalten und zu stärken, 

sind die Tierbestandsobergrenzen für förderbare Betriebe deutlich abzusenken, 

ebenso wie die Prosperitätsgrenze und die maximal förderfähige Investitionssumme. 

• Für eine flächengebundene Tierhaltung sollte der vorgeschriebene Tierbesatz von 2,0 

Großvieheinheiten je ha LF nur mit vom Betrieb selbst bewirtschafteter Fläche 

nachgewiesen werden (keine Gülleabnahmeverträge!). 

• Als Ausgleich für das entfallene BUT sind die Kriterien der artgerechten Haltung im 

AFP so zu gestalten, dass sie bei allen Tierarten eine wirkliche Verbesserung des 

Tierwohls über den derzeitigen Standard hinaus bewirken. Vor allem müssen alle 

Tiere genug Platz im Stall, weibliche Rinder echte Sommerweidehaltung, Schweine 

und Mastbullen einen ganzjährigen Frischluftauslauf und Geflügel die Freilandhaltung 

bekommen. 

https://www.abl-nrw.de/startseite
http://www.abl-nrw.de/
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• Ein umfangreiches Investitionskonzept sollte erst ab einer Investitionssumme von 

150.000 Euro gefordert werden. Für kleinere Investitionen sollten positive 

landwirtschaftliche Einkünfte aus vorhergehenden Steuerbescheiden ausreichen. 

• Um investitionswillige Betriebe vor Überschuldung zu schützen, sollte die 

Finanzierung der geförderten Maßnahme zu mindestens 30 Prozent aus eigenen 

Mitteln des Antragstellers sichergestellt sein. 

Sollten trotz dieser Fördereinschränkungen nicht genügend finanzielle Mittel bereitstehen, so 

sind die Anträge ausschließlich aufsteigend nach der Höhe der beantragten Zuschüsse zu 

ranken, um zu gewährleisten, dass möglichst viele Antragsteller zum Zuge kommen. 

 

5. Mehr öffentliches Geld für öffentliche Leistungen 

• Für sämtliche Umwelt- und Klimaleistungen der Bäuerinnen und Bauern müssen im 

Landeshaushalt NRW ausreichend Mittel zur Kofinanzierung in der GAP oder für 

eigene Landesprogramme bereitgestellt werden. Alle Agrarumwelt- und 

Klimamaßnahmen (AUKM) wie Ökolandbau, Weidehaltung, Vertragsnaturschutz, etc. 

müssen ausfinanziert und bei Bedarf aufgestockt werden. Das gut bewährte und 

praxisgerechte Kennartenprogramm im Grünland könnte auch im Ackerbau 

angeboten werden, um auch dort gezielt die Biodiversität zu fördern. Dabei ist 

sicherzustellen, dass freiwillige Leistungen und Dokumentationen der Landwirte nicht 

im Nachhinein zu behördlichen Festsetzungen wie z.B. Ausweisung von 

Naturschutzgebieten führen. Dies würde die Motivation zu einer Teilnahme erheblich 

verringern und dem sinnvollen Ansatz der Belohnung einer langjährig 

biodiversitätsfördernden Flächennutzung entgegenwirken. 

• Insbesondere kleine Ackerschläge, vielfältige Fruchtfolgen und 

Agroforstsysteme müssen stärker unterstützt werden. Sie leisten einen wichtigen 

Beitrag zum Erosionsschutz, zur Biodiversität und zur Klimaanpassung. Für mehr 

Agroforst in NRW braucht es neben Investitionshilfen für die Erstanlage auch 

rechtliche Klarstellungen im Naturschutz- und Förderrecht, damit die Flächen 

dauerhaft als landwirtschaftliche Nutzung anerkannt bleiben. Alle Fördermaßnahmen 

sollen dabei stärker auf aktive landwirtschaftliche Betriebe und flächengebundene 

Tierhaltung konzentriert werden. Die Bagatellgrenze von 500 Euro muss bei allen 

Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen abgeschafft werden. Gerade kleinere und 

vielfältig wirtschaftende Betriebe dürfen nicht durch bürokratische Hürden von 

Förderungen ausgeschlossen werden. Wir fordern eine Landwirtschaftspolitik, für die 

jeder Hof zählt. 

  

https://www.abl-nrw.de/startseite
http://www.abl-nrw.de/
mailto:nrw@abl-ev.de


 

AbL NRW e.V. Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm | www.abl-nrw.de | nrw@abl-ev.de 7 

6. Regionale Wertschöpfung stärken 

• Wir fordern die Einführung verbindlicher Vorgaben für den Einsatz regionaler und 

möglichst ökologisch erzeugter Lebensmittel in öffentlichen Einrichtungen. 

Öffentliche Beschaffung muss genutzt werden, um lokale, nachhaltig wirtschaftende 

Bauernhöfe zu stärken und gleichzeitig gesunde Ernährung zu fördern. Auch das 

Schulobstprogramm muss ausgebaut werden. 

• Handwerklichen Bäckereien, kleinere Mühlen, Metzgereien, Molkereien sowie 

Hofverarbeitungen und regionalen Vermarktungsinitiativen müssen besser unterstützt 

werden. Regionale Schlacht- und Verarbeitungsstrukturen müssen gestärkt werden, 

damit tiergerechte Haltungsformen wirtschaftlich tragfähig bleiben, bzw. wieder 

werden und die Transportwege für das Schlachtvieh kurz bleiben. Wir fordern hierfür, 

eine Deckelung der Fleischhygienegebühren für kleinere Schlachtbetriebe 

analog dem bayerischen Modell in NRW umzusetzen. Kleine und mobile 

Schlachtstrukturen müssen gezielt unterstützt werden. 

• Wir fordern mehr Beratung und zentral agierende Förderlotsen zur Unterstützung 

gerade kleinerer Betriebe, um regionale nachhaltige und resiliente 

Wertschöpfungsketten und Ernährungsstrukturen zu ermöglichen und zu sichern. Den 

Aufbau von regionalen Wertschöpfungszentren unterstützen wir. 

• Die Förderung von dezentralen, erneuerbaren Energieprojekten, die durch bäuerliche 

Betriebe oder Bürgerenergiegenossenschaften getragen werden, statt von Investoren 

aus der Ferne, ist fundamental. Wertschöpfung und Entscheidungshoheit müssen vor 

Ort bleiben. Dazu gehören auch verlässliche Rahmenbedingungen für flexibel 

steuerbare erneuerbare Energien wie Biogas. 

 

 

7. Weidetierhaltung stärken, Weidetiere besser schützen 

• Die Weidetierhaltung ist für den Erhalt der Artenvielfalt in NRW unerlässlich. Darüber 

hinaus verwandelt sie für die menschliche Ernährung nicht direkt nutzbare Biomasse 

in hochwertige Lebensmittel. Weidegrünland ist zudem eine bedeutende CO₂-Senke. 

Aber immer mehr Weidetierhalter geben auf oder nehmen ihre Tiere von der Weide, 

weil Förder- oder Schutzmaßnahmen nicht ausreichen, um hohe Arbeitsaufwände 

und Kosten auszugleichen. Wir fordern, dass die Weidetierhaltung in NRW insgesamt 

besser gefördert wird, insbesondere auch mit investiven Fördermaßnahmen für 

Zäune, Unterstände und ggf. mobilen Melkeinrichtungen. 

• Auch der Schutz von Weidetieren vor Wölfen muss verbessert werden. Neben 

Herdenschutzmaßnahmen wie wolfssicheren Zaunanlagen und Herdenschutzhunden 

muss vor allem die zusätzlich notwendige Arbeitsleistung zur Errichtung und Pflege 

der Zäune und Haltung der Hunde bezahlt werden. Dabei ist auch die Rinderhaltung 

https://www.abl-nrw.de/startseite
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einzubeziehen. Wo Risse auftreten, müssen rechtssichere und zügige Wolfsabschüsse 

möglich sein. Bei nicht lösbaren Konflikten zwischen Weidehaltung und Wolfsschutz 

ist zugunsten der Weidehaltung abzuwägen. Ziel bleibt die Koexistenz von Wolf und 

Weidetierhaltung. Ohne eine wirtschaftlich tragfähige Weidetierhaltung sind weder 

Biodiversitäts- noch Naturschutzziele erreichbar.  

 

8. Umweltschonenden Pflanzenschutz und Düngung besser unterstützen 

• Wir fordern eine flächendeckende, unabhängige, kostenlose Pflanzenschutz- und 

Düngungsberatung ohne eigene Verkaufsinteressen für ganz NRW.  

• Die einzelbetriebliche Düngedokumentation ist zu vereinfachen und anhand weniger 

Parameter so zu gestalten, dass sie von den Betrieben mit wenig Aufwand selbst 

angefertigt und nachvollzogen werden kann. 

• Eine flächengebundene Tierhaltung mit nicht mehr als 2 GV/ha ist anzustreben und 

sollte Voraussetzung für alle öffentlichen Fördermittel sein.   

• Die Gewässerrandstreifenregelungen sollen landesweit einheitlich und praxistauglich 

ausgestaltet werden (vgl. niedersächsischer Weg). Sie leisten einen wichtigen Beitrag 

zum Gewässer-, Arten- und Erosionsschutz. 

• Forschung, Beratung und Förderung für Dünge- und Unkrautmanagement durch 

Fruchtfolgen, mechanische Unkrautregulierung, Agroforst, Sortenwahl etc. müssen 

ausgebaut werden. Klimaanpassung (Wasserrückhalt, Bodenschutz, Agroforst, 

Humusaufbau) muss zu einem Leitprinzip der Agrarpolitik werden. 

• Pflanzenschutzmittel, welche die „Ewigkeitschemikalie“ PFAS enthalten, müssen 

perspektivisch durch Alternativen ersetzt werden. Wir fordern zudem, dass NRW dem 

schleswig-holsteinischen Vorbild folgt und den Einsatz aller PFAS-haltigen 

Pflanzenschutzmittel in den Wasserschutzgebieten des Landes verbietet.  

Fazit:  

Eine vielfältige Landwirtschaft, die den bäuerlichen Betrieben, Menschen, Tieren und Natur 

gerecht wird, ist möglich. Damit können wir unsere Lebensmittelversorgung in NRW 

krisenfest und resilient aufstellen. Die nächste Landesregierung ist gefordert, diese 

Möglichkeiten entschlossen zu nutzen. 

 

Für Rückfragen und Gespräche stehen wir gerne zur Verfügung. 

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft  

Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.  

E-Mail: nrw@abl-ev.de, Telefon: 0157 5711 3809 

Website: www.abl-nrw.de  
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